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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

 

I. 

Eine Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb ist auch nach 

Auffassung des DAV erforderlich, weil das Lauterkeitsrecht im Verhältnis von 

Unternehmen zu Verbrauchern (B2C) auf europäischer Ebene durch die Richtlinie 

2005/29/EG (UGP-Richtlinie, nachstehend "RL") weitgehend vollharmonisiert ist und die 

Mitgliedstaaten das von der Richtlinie geschaffene Schutzniveau weder unter- noch 

überschreiten dürfen. Bei der Umsetzung der Richtlinie durch das 1. Gesetz zur 

Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 22. September 2008 

 indessen ist der abschließende und bindende Charakter der RL-Vorschriften im 

Verhältnis von Unternehmen zu Verbrauchern (B2C) nicht mit der notwendigen Klarheit 

in Erscheinung getreten. B2C-Vorschriften des UWG wurden im Rahmen der 

Umsetzung mit Regelungen verbunden, die für das Verhältnis von Unternehmen zu 

Unternehmen (B2B) gelten und teilweise anderen Wertungen folgen. 

Der Referenten-Entwurf hat daher im Wesentlichen das Ziel, die B2C- bezogenen 

Vorschriften und die B2B bezogenen Vorschriften auseinander zu ziehen und bei den 

erstgenannten Vorschriften dem Wortlaut der RL zu folgen. Der DAV hält diesen Ansatz 

für richtig. Er beschränkt seine Stellungnahme auf die Teile des Referenten-Entwurfs, 

die seiner Meinung nach einer weiteren Diskussion bedürfen.  

 

II. 

1. Art. 1 Nr. 2 lit. c: 

§ 3 Abs. 4 soll nach dem Entwurf folgende Fassung erhalten:  

„(4) Geschäftliche Handlungen, die sich nicht an Verbraucher richten oder diese nicht 

erreichen, sind unlauter im Sinne des Absatzes 1, wenn sie nicht der für den 

Unternehmer geltenden fachlichen Sorgfalt entsprechen und dazu geeignet sind, die 

Interessen von Mitbewerbern oder sonstigen Marktteilnehmern spürbar zu 

beeinträchtigen.“ 

Die Formulierung ist nicht geeignet, die mitbewerberbezogenen Handlungen von den 

verbraucherbezogenen zu trennen, weil viele unlautere mitbewerberbezogene 

Handlungen "die Verbraucher erreichen". Beispiele sind Boykott-Aufrufe, 

rufschädigende Äußerungen und image-schädliche Billignachahmungen (BGH GRUR 
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1985, 876 ff – Tchibo/Rolex). Der DAV spricht sich für folgende Formulierung aus, die 

sich an einen Formulierungsvorschlag von Ohly anlehnt:  

"(4) Geschäftliche Handlungen die sich  

a) nicht an Verbraucher richten und diese nicht erreichen oder  

b) sich zwar an Verbraucher richten oder diese erreichen, aber lediglich geeignet sind, 

die wirtschaftlichen Interessen von Mitbewerbern oder sonstigen Marktteilnehmern 

zu beeinträchtigen,  

sind unlauter, wenn sie der für den Unternehmer geltenden fachlichen Sorgfalt im 

Sinneder Richtlinie 2005/29/EG nicht entsprechen und die  wirtschaftlichen Interessen 

von Mitbewerbern oder sonstigen Marktteilnehmern schädigen." 

Die Bezugnahme auf die Richtlinie ist von Bedeutung, weil die dortige Definition der 

"fachlichen Sorgfalt" zwar von der RL für das B2B-Verhältnis nicht vorgeschrieben wird, 

aber in der Sache zutrifft, da in der Definition der anzuwendenden Sorgfalt auf die 

"anständigen Marktgepflogenheiten" Bezug genommen wird. 

 

2. Art. 1 Nr. 4: 

Mit dem vorgeschlagenen § 4a verlässt der Entwurf den Ansatz, die 

unlauterkeitsbezogenen Vorschriften im B2C-Bereich von denen des B2B-Bereichs zu 

trennen. Der DAV spricht sich dafür aus, § 4a auf den B2C-Bereich zu beschränken. 

Die definierten Handlungen in § 4a Abs. 1 Satz 2 finden in aller Regel gegenüber dem 

Verbraucher statt. Aggressive Handlungen im Verhältnis B2B werden im Wesentlichen 

durch § 4 Nrn. 7 und 8 UWG sowie insbesondere durch das Behinderungsverbot des  

§ 4 Nr. 10 UWG erfasst, die zugleich eine Auslegungshilfe für die Generalklausel in  

§ 3 Abs. 4 des Entwurfs bieten. 

 

3. Art. 1 Nr. 5: 

Auch mit dem vorgeschlagenen § 5a verlässt der Entwurf den Ansatz, die 

unlauterkeitsbezogenen Vorschriften im B2C-Bereich von denen des B2B-Bereichs zu 

trennen. Es könnte zwar erwogen werden, die Bezugnahme auf "Mitbewerber und 

sonstige Marktteilnehmer" zu streichen. Treten solche Irreführungen gegenüber 

Mitbewerbern und sonstigen Marktteilnehmern auf, bereitet die Anwendung der 

Generalklausel in § 3 Abs. 4 keine Schwierigkeiten. Irreführungen gegenüber 

gewerblichen Abnehmern erfüllen außerdem teilweise die Voraussetzungen von 

Schutznormen des Vertrags-Anbahnungsrechts. Andererseits ist eine ausdrückliche 

Klarstellung auch im B2B-Verhältnis zweckmäßig, dass es der besonderen Sanktionen 

des UWG bedarf, um irreführenden Handlungen gegenüber Mitbewerbern und anderen 

Marktteilnehmern (insbesondere Abnehmern) einen Riegel vorzuschieben. Der DAV 

spricht sich daher im Ergebnis für die im Entwurf gewählte Formulierung aus. 


